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Abschluss eines internationalen Abkommens der Presseorganisationen zur 
Bekämpfung falscher Nachrichten werden grundsätzlich und praktisch unter­
stützt.

3. Dem Zentralvorstand des Schweiz. Zeitungsverlegervereins wird vorge­
schlagen, gemeinsam mit dem Verein der Schweizer Presse eine «gemischte 
pressepolitische Kommission» einzusetzen und ihr folgende Aufgaben zuzu­
weisen:

a. die schweizerische Presse vor unkontrollierbaren ausländischen Beein­
flussungen zu schützen;

b. in kameradschaftlich-kollegialer Weise darauf hinzu wirken, dass die aus­
wärtige Politik der schweizerischen Presse den Grundsätzen entspricht, die 
Bundesrat und Bundesversammlung in ihrer Kundgebung vom 21. März 1938 
festgelegt und umschrieben haben;

c. der Verbreitung unwahrer landespolitisch schädlicher Nachrichten in 
jedem einzelnen Falle mit aller Energie und rücksichtsloser Bestimmtheit entge­
genzutreten.

Wir möchten Sie bitten von diesen Beschlüssen gefl.Kenntnis zu nehmen 
[...]■
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Le Chef du Département de Justice et Police, J. Baumann, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L Bern, 6. April 1938

Wir beehren uns, Ihnen im Folgenden unsere Auffassung bekanntzugeben 
zu dem Aide-mémoire der amerikanischen Gesandschaft1, das die Abteilung 
für Auswärtiges mit Schreiben Nr. B 41.21.Am. 1 -  OE vom 26. M ärz2 der 
Polizeiabteilung übermittelt hat und das eine Einladung zu einer Konferenz 
über die Flüchtlinge aus Deutsch-Österreich und Deutschland enthält.

Die internationale Konferenz zur Besprechung einer Konvention über die 
Flüchtlinge aus Deutschland, die vom 7. bis zum 10. Februar dieses Jahres in 
Genf stattgefunden h a t3, gab Gelegenheit, die Einstellung der dort vertretenen 
Staaten zum Problem der Flüchtlinge und der Staatenlosen im allgemeinen 
kennen zu lernen. Alle dort vertretenen europäischen Staaten: Schweden, Nor­
wegen, Dänemark, Holland, England, Belgien, Luxemburg, Frankreich, Spa­
nien, Portugal, Polen, die Tschechoslowakei und die Schweiz gaben im Laufe 
der Konferenz in irgend einer Form bekannt, dass sie für neue Flüchtlinge nicht

1. Non reproduit.
2. Cf. N ° 247.
3. Sur cette conférence, cf. le rapport du 21 mars 1938 du délégué suisse, H. Rothm und, dans 
E 2001 (D) 4 /41 .
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mehr aufnahmefähig seien. Die Nachbarstaaten Deutschlands betonten dazu, 
dass das dringendste Problem das der Auswanderung nach Übersee sei. Eine 
Erklärung des Vertreters der Niederlande, dass eine internationale Organisa­
tion beauftragt werden sollte, die Auswanderung der Flüchtlinge, die von den 
Zufluchtsländern nicht absorbiert werden könnten, vorzubereiten und zu orga­
nisieren, um das Problem der Flüchtlinge aus Deutschland endgültig zu lösen, 
fand Unterstützung durch die Delegierten Englands, Belgiens, Spaniens, 
Polens und der Schweiz. Der schweizerische Delegierte sprach dabei den 
Wunsch aus, dass die Aufgabe dieser Stelle ausgedehnt werden sollte auf alle 
Kategorien von Flüchtlingen und von Schriftenlosen. Es dürfte also kein euro­
päischer Staat in der Lage sein, eine einigermassen für die Unterbringung der 
aus Deutsch-Österreich zu erwartenden Flüchtlinge ins Gewicht fallende Zahl 
aufzunehmen. Unter die Arierparagraphen fallen annähernd 300000 Men­
schen in Deutsch-Österreich.

Der Völkerbundsrat hat ein Komitee bestellt aus Vertretern Frankreichs, 
Englands und Boliviens, das gemäss der von der Völkerbundsversammlung in 
ihrer achtzehnten Sitzung gefassten Resolution einen Plan ausarbeiten soll für 
die Unterstützung der Flüchtlinge. Es wird sich für dieses Komitee darum han­
deln, eine Lösung zu finden, die die Fortführung der bisher durch das Nansen­
amt und durch den Hochkommissär für Flüchtlinge aus Deutschland geleiste­
ten Arbeit durch den Völkerbund ermöglicht, trotz der bisherigen ablehnenden 
Haltung Russlands. Die Flüchtlingsfrage im weitesten Sinne des Wortes ist ein 
humanitäres Werk, dem sich der Völkerbund unter keinen Umständen ent­
ziehen sollte. Sie ist ausserordentlich vielfältig und kann nur durch ein mit 
Fachmännern besetztes internationales Amt und nur auf sehr lange Sicht einer 
Lösung entgegengeführt werden. Ein neu zu gründendes Komitee aus Vertre­
tern verschiedener Staaten, wie es in der Absicht des Präsidenten der Vereinig­
ten Staaten von Amerika zu liegen scheint, könnte unseres Erachtens auf die 
Dauer keine nützliche Arbeit leisten, nicht einmal, wenn es ein ständiges 
Bureau gründen würde mit einem Leiter, ähnlich wie das Hochkommissariat 
von 1933 für die Flüchtlinge aus Deutschland mit dem Amerikaner Mac 
Donald als Hochkommissär und einem Verwaltungsrat, bestehend aus den Ver­
tretern einer Reihe von Staaten. Dieses Hochkommissariat musste bald aufge­
löst und dem Völkerbund angegliedert werden, weil es nicht in der Lage war, 
das Problem einer Lösung entgegenzuführen und weder die Rechtstellung der 
Flüchtlinge aus Deutschland in den europäischen Staaten noch die Auswande­
rung nach Übersee fördern konnte.

Diese Überlegungen führen zum Schluss, dass die Gründung eines Komitees, 
wie es von den Amerikanern vorgeschlagen wird, nicht zweckmässig wäre und 
gegenteils der Flüchtlingsfrage in ihrer Gesamtheit dadurch Schaden bringen 
könnte, dass sie vom Völkerbund abgezogen würde. Wir gehen trotzdem einig 
mit Ihnen, dass der amerikanische Vorschlag nicht abgelehnt werden sollte. 
Aus folgenden Gründen:

Abgesehen davon, dass die Schweiz wohl aus politischen Überlegungen den 
Vorschlag nicht einfach ablehnen kann, scheint es uns wichtig zu sein, die Ame­
rikaner in Europa als Teilnehmer einer von ihnen angeregten Konferenz 
begrüssen zu können. Einmal gibt dies Gelegenheit, ihnen die Lage der euro-
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päischen Staaten in der Flüchtlingsfrage auseinanderzusetzen. Sodann können 
sie über die bisher seit Jahren durch den Völkerbund geleistete Arbeit und über 
die Zweckmässigkeit, ja die Notwendigkeit deren Fortführung aufgeklärt wer­
den. Es sollte aber angeregt werden, das Generalsekretariat des Völkerbundes 
ebenfalls zu der Konferenz einzuladen. Herr Dr. Kullmann, mit dem wir in 
Ihrem Einverständnis Fühlung genommen haben, ist ebenfalls der Auffassung, 
die Anregung Amerikas sollte nicht von vornherein negativ behandelt werden; 
er teilte uns mit, das Generalsekretariat lege Wert darauf, zur Teilnahme an der 
Konferenz eingeladen zu werden. Da alle Nachbarstaaten Deutsch-Österreichs 
und die meisten Nachbarn des übrigen Deutschen Reichs Massnahmen gegen 
die unkontrollierte Zureise von Emigranten aus Deutsch-Österreich getroffen 
haben, können diese nicht mehr wie bisher aus Deutschland ohne Mittel frei in 
andere Länder fahren, die für ihr Weiterkommen sorgen müssen. Die deutsche 
Regierung wird deshalb wohl über die Auswanderung verhandeln müssen mit 
den Einwanderungsstaaten.

Aus diesen Gründen sollte der Versuch gemacht werden, die von den Verei­
nigten Staaten von Amerika einberufene Konferenz als einmalige Zusammen­
kunft der europäischen mit den amerikanischen Staaten dazu zu benützen, um 
die Lage des Völkerbundes als Zentrale für die Behandlung des gesamten 
Flüchtlings- und Staatenlosenproblems zu stärken und zu erreichen, dass die 
amerikanischen Staaten eine ständige Stelle schaffen, die sich mit der Einwan­
derung nach Übersee befasst. Diese Stelle hätte in ständiger Verbindung mit 
dem Völkerbund zu stehen. Dieser könnte vielleicht die Mitarbeit der Vereinig­
ten Staaten am Flüchtlingsproblem durch Entsendung eines ständigen Dele­
gierten erreichen. Die ständige Stelle in Amerika könnte zudem für direkte 
Verhandlungen mit der deutschen Regierung in Frage kommen.

Die Konferenz sollte wenn möglich nicht in der Schweiz tagen. Holland hat 
in seiner Antwort darauf hingewiesen, es sollte von Genf als Konferenzort 
abgesehen werden. Der holländische Gesandte hat sich persönlich dahin geäus- 
sert, er glaube kaum, dass seine Regierung die Konferenz in Holland haben 
möchte. Paris scheint uns als Boden der politisch orientierten Flüchtlings­
komitees -z .B . Comité pour la défense du droit d ’asile -  nicht geeignet zu sein. 
Brüssel dürfte sowohl zentral gelegen, wie auch nach der politischen Einstel­
lung Belgiens geeignet sein, falls die belgische Regierung sich einverstanden 
erklären könnte.

Wenn Sie mit unseren Überlegungen einig gehen, erlauben wir uns, Ihnen 
vorzuschlagen, die Note der amerikanischen Gesandtschaft dahin zu beant­
worten, dass die Schweiz zwar für die Flüchtlinge aus Österreich wie für die aus 
Deutschland wegen ihrer grossen Überfremdung und den zahlreichen einheimi­
schen Arbeitslosen nur als Transitland in Betracht kommen könne. Dass sie 
aber, wie sie seinerzeit im Verwaltungsrat des ehemaligen Hochkommissärs 
Mac Donald und seit Jahren beim Völkerbund mitgearbeitet habe, bereit sei, 
an der von den Vereinigten Staaten angeregten Konferenz teilzunehmen. Sie 
nehme aber an, die Konferenz werde das weitere Vorgehen in der gesamten 
Flüchtlingsfrage prüfen und insbesondere der Weiterarbeit des Völkerbundes 
nicht nur nichts in den Weg legen, sondern sie unterstützen. Es dürfte zweck­
mässig sein, das Generalsekretariat zur Teilnahme einzuladen, das mit seiner
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langjährigen, grossen Erfahrung sicherlich nützlich sein könnte. Als Konfe­
renzort werde, als für die Konferenzteilnehmer zentral gelegen, Brüssel vorge­
schlagen4.

4. A  ce sujet, la réponse, du 13 avril 1938, du Département politique à la note américaine, 
déclarait: En ce qui concerne la suggestion du Gouvernement des Etats-Unis que la première 
réunion de ce Comité ait lieu dans une ville suisse, le Conseil fédéral, tout en y étant très sen­
sible, croit devoir émettre l’avis qu’il serait préférable que la Conférence se réunît dans un autre 
pays dont la situation est plus appropriée aux problèmes particuliers qu’elle aura à débattre.

Pour la décision du Conseil fédéral, du 24 ju in  1938, d ’envoyer deux délégués à la conférence 
prévue, cf. E 1004.1 1/374, N °  1092.
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Le Ministre de Suisse à Paris, W. Stucki, 
au Chef du Département politique, G. Motta

Paris, 6. April 1938

Ihr Schreiben vom 1. ds. M ts .1 ist am 4. April hier eingetroffen. Ich habe 
mit grösstem Interesse von Ihren Instruktionen, sowie vom erweiterten Text 
des Entwurfes zu einem Memorandum über die schweizerische Neutralität im 
Schosse des Völkerbundes Kenntnis genommen.

Zu meiner Überraschung enthält Ihr Schreiben keinerlei Wegleitung bezüg­
lich der vom Ministerpräsidenten aufgeworfenen Frage, bezüglich welcher ich 
um Instruktionen gebeten h a tte2. Sodann schienen mir nach Lektüre der bei­
den Dokumente noch einige Klarstellungen notwendig zu sein. Ich erlaubte mir 
deshalb, mich mit dem Chef der Abteilung für Auswärtiges telephonisch in 
Verbindung zu setzen und erhielt von ihm, nachdem er die aufgeworfenen 
Fragen mit Ihnen besprochen hatte, folgende Weisungen:

1. A uf die von Herrn Léon Blum aufgeworfene Frage einer neuen Garantie 
der schweizerischen Neutralität, bezw. der Unverletzlichkeit unseres Terri­
toriums ist zur Zeit nicht einzutreten.

2. Es ist von unserer Seite nicht der Wunsch auszudrücken, die französische 
Regierung möge sich bei der Sovietregierung dafür verwenden, dass uns diese 
keine Schwierigkeiten macht. Wir haben uns darauf zu beschränken, die fran­
zösische Regierung um Stellungnahme zu unserem Projekt zu ersuchen.

3. Am Text des vom Bundesrat genehmigten Vorentwurfes sind keinerlei 
Änderungen anzubringen, obschon

a) der dritte Satz von Alinea 2 auf Seite 5 nicht ganz richtig ist, da das 
System der Sanktionen überhaupt nie gespielt h a t3,

1. C f  N ° 258, note 5.
2. C f  N ° 251.
3. Remarque marginale de M otta: ? M.
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